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I. Die Klage gegen die Bescheide vom 18. Oktober 1999 und 31. Januar 2000 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Februar 2000 wird abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die volle Kostenerstattung fÃ¼r zwei HÃ¶rgerÃ¤te inklusive
Fernbedienung.

Die am 1928 geborene KlÃ¤gerin leidet unter einer starken
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit beidseits. Am 12.04.1999 verordnete ihr der HNO-Arzt
Dr. L. als Ersatz fÃ¼r das alte GerÃ¤t eine HÃ¶rhilfe auf dem rechten Ohr. Die
Akustiker H. & W. HÃ¶rgerÃ¤te GmbH erstellten am 13.09.1999 auf der RÃ¼ckseite
der Verordnung einen Kostenvoranschlag fÃ¼r zwei HÃ¶rgerÃ¤te SonoForte
332XAZ Phonak zu je 2.795,00 DM abzÃ¼glich 20 %, eine Fernbedienung Phonak
DHC 1 sowie zwei OhrstÃ¼cke SE, hart Ã¼ber insgesamt 5.911,00 DM. Dr. L.
bestÃ¤tigte am 16.09.1999, dass durch das vom Akustiker vorgeschlagene GerÃ¤t
eine ausreichende HÃ¶rverbesserung erzielt wird und das GerÃ¤t zweckmÃ¤Ã�ig
ist. Die KlÃ¤gerin bestÃ¤tigte, die verordnete HÃ¶rhilfe bereits am 11.05.1999
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erhalten zu haben. Die Akustiker Ã¼bersandten an die Beklagte nicht nur die
Verordnung mit Kostenvoranschlag, sondern auch ein Schreiben vom 09.09.1999, in
dem ausgefÃ¼hrt wird, dass die KlÃ¤gerin bislang trotz HÃ¶rgerÃ¤ten auÃ�erhalb
ihres engsten Familienkreises vollstÃ¤ndig isoliert gewesen sei. Man habe eine
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung gefunden, die sie weitgehend in die Gesellschaft
integrieren kÃ¶nne. Die Testergebnisse seien mit dem vorgeschlagenen GerÃ¤t
eindeutig am Besten gewesen. Mit einem FestbetragsgerÃ¤t seien bei solch starker
SchwerhÃ¶rigkeit Testergebnisse solcher GÃ¼te nicht erreichbar. Aufgrund der
guten objektiven Testergebnisse und Notwendigkeit baten die Akustiker, im Sinne
der KlÃ¤gerin, die Kosten der HÃ¶rgerÃ¤teversorgung in voller HÃ¶he zu
Ã¼bernehmen. Die Beklagte schaltete den Medizinischen Dienst der
Krankenversicherungen Bayern (MDK) gutachtlich ein, fÃ¼r den Dr. F. am
14.10.1999 Stellung nahm. Er hielt wegen der vorhandenen HÃ¶rstÃ¶rung eine
Mehrkanaltechnologie fÃ¼r indiziert, wobei diese Technik jedoch von der
Festbetragsregelung erfasst werde. Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom
18.10.1999 eine KostenÃ¼bernahme Ã¼ber den Festbetrag hinaus ab.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 25.10.1999 Widerspruch ein mit der
BegrÃ¼ndung, dass sie darauf angewiesen sei, jedes Wort mehr zu verstehen. Die
Beklagte erlÃ¤uterte daraufhin mit Schreiben vom 11.11.1999 nochmals die
Rechtslage hinsichtlich der Festbetragsregelung und gab der KlÃ¤gerin Gelegenheit,
sich zu Ã¤uÃ�ern oder einen widerspruchsfÃ¤higen Bescheid anzufordern. Die
KlÃ¤gerin legte daraufhin mit Schreiben vom 30.11.1999 Widerspruch gegen die
erneute Ablehnung zur vollen KostenÃ¼bernahme der HÃ¶rhilfen ein. Zur
BegrÃ¼ndung verwies sie auf die eindeutigen Testergebnisse, wonach sie mit ihrem
GerÃ¤t 25 % mehr im Sprachtest verstehe als mit anderen GerÃ¤ten, die auch
mehrkanalig gewesen seien. Die Beklagte holte nochmals eine Stellungnahme des
MDK ein und lehnte mit Bescheid vom 31.01.2000, den sie mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung versah, nochmals eine KostenÃ¼bernahme Ã¼ber den
Festbetrag hinaus ab. Mit Rechnung vom 02.02.2003 rechnete der Akustiker fÃ¼r
zwei HÃ¶rgerÃ¤te einen Festbetrag in HÃ¶he von 1.791,00 DM mit der Beklagten
ab. Auch gegen den Bescheid vom 31.01.2000 legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein.
ErgÃ¤nzend trug sie mit Schreiben vom 16.02.2000 vor, dass eine zu geringe
VerstÃ¤ndlichkeit nicht der ZweckmÃ¤Ã�igkeit einer HÃ¶rgerÃ¤teversorgung
entspreche und auch nicht ausreichend sei. Die Beklagte wies den Widerspruch mit
Bescheid vom 23.02.2000 zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin hat am 20.03.2000 zum Sozialgericht Augsburg Klage erhoben mit
dem Ziel, eine volle Kostenerstattung fÃ¼r die HÃ¶rgerÃ¤te zu erhalten. Zur
BegrÃ¼ndung hat sie sich darauf berufen, dass die ihr angebotenen HÃ¶rgerÃ¤te
zum Festbetrag weder ausreichend noch zweckmÃ¤Ã�ig gewesen seien, weil eine
ausreichende VerstÃ¤ndlichkeit nicht erreicht werden konnte. Bei einem GerÃ¤t
zum Festbetrag sei auch die notwendige VerstÃ¤rkungsreserve nicht gegeben,
sodass kurzfristig eine Neuanpassung notwendig gewesen wÃ¤re, weshalb die
Versorgung zum Festbetrag auch unwirtschaftlich gewesen sei. Dass die
Krankenkasse ihre Leistungspflicht mit einem Festbetrag erfÃ¼lle, kÃ¶nne nur
gelten, wenn dadurch eine ausreichende und zweckmÃ¤Ã�ige
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung mÃ¶glich sei. AuÃ�erdem wurde eine Vorlage an das
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Bundesverfassungsgericht angeregt zur Frage, ob Â§ 12 Abs. 2 Sozialgesetzbuch
FÃ¼nftes Buch (SGB V) mit dem Grundgesetz (GG) vereinbar sei. Die Beklagte hat
in ihrer Klageerwiderung ausgefÃ¼hrt, dass GerÃ¤te mit Mehrkanaltechnologie von
der Festbetragsgruppe 3 erfasst werden und dieser Betrag mit dem Akustiger
abgerechnet wurde. AuÃ�erdem hat die Beklagte die Unterlagen zur
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung der KlÃ¤gerin im Jahr 1995 Ã¼bersandt, wo ein HÃ¶rgerÃ¤t
der Festbetragsgruppe 8 auf dem linken Ohr Ã¼bernommen worden war. In der
damaligen EmpfangsbestÃ¤tigung hatte die KlÃ¤gerin ergÃ¤nzend angegeben,
Ã¼ber das zuzahlungsfreie Angebot informiert und mit der Zuzahlung zum
ausgewÃ¤hlten GerÃ¤t einverstanden zu sein. AuÃ�erdem hat die Beklagte mit
Schreiben vom 05.12.2000 ausgefÃ¼hrt, dass auch GerÃ¤te der
Festbetragsversorgung eine VerstÃ¤rkungsreserve enthielten, was sich aus der
Begutachtungsanleitung ergebe. Das Gericht hat auÃ�erdem die Karteikarte und
Unterlagen der Akustiker beigezogen. Danach begann die HÃ¶rgerÃ¤teversorgung
mit Audiometrie, Beratung und Anpassung des ersten HÃ¶rgerÃ¤tes bereits im
November 1998. Das streitgegenstÃ¤ndliche HÃ¶rgerÃ¤t erhielt die KlÃ¤gerin
zunÃ¤chst zur Probe am 10.05.1999. Unter dem 19.05.1999 findet sich der Eintrag
"Frau Grimminger ist total zufrieden. Schreibt jetzt noch Protokoll vom HÃ¶ren,
zwecks Feineinstellung. Eventuell PRG 3 lauter. SpÃ¤ter Versuch HG s voll Ã¼ber KK
abzurechnen". Am 16.09.1999 holte die KlÃ¤gerin dann die Unterlagen fÃ¼r die
Abschlussuntersuchung bei Dr. L. Nachdem das Bundesverfassungsgericht mit
Urteil vom 17.12.2002 â�� 1 BvL 28/95, 1 BvL 29/95, 1 BvL 30/95 -, die in den Â§Â§
35 und 36 SGB V den SpitzenverbÃ¤nden der Krankenkassen eingerÃ¤umte
Befugnis zur Festsetzung von FestbetrÃ¤gen fÃ¼r verfassungsgemÃ¤Ã� erklÃ¤rt
hatte, wies die Beklagte ergÃ¤nzend mit Schreiben vom 16.07.2003 darauf hin,
dass ein Anspruch der KlÃ¤gerin auch unter BerÃ¼cksichtigung des Â§ 13 Abs. 3
SGB V ausscheiden mÃ¼sse, da sie sich die Leistung ohne vorherige KlÃ¤rung der
KostenÃ¼bernahme selbst beschafft habe.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte unter AbÃ¤nderung der Bescheide vom 18.10.1999 und 31.01.2000 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.02.2000 zu verurteilen, die vollen
Kosten fÃ¼r die HÃ¶rgerÃ¤teversorgung in HÃ¶he von 5911,00 DM zu
Ã¼bernehmen.

Der BevollmÃ¤chtigte der Beklagten beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte
und der Akte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das angerufene Gericht ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 57 Abs. 1, 51 Abs. 1, 8
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zur Entscheidung des Rechtsstreits Ã¶rtlich und sachlich
zustÃ¤ndig. Die form- und fristgerecht erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, erweist sich
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jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch darauf, dass ihr die Kosten der HÃ¶rgerÃ¤te
SonoForte 332XAZ Phonak sowie der Fernbedienung in vollem Umfang erstattet
werden. Die Bescheide der Beklagten vom 18.10.1999 und 31.01.2000 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 23.02.2000 sind rechtmÃ¤Ã�ig.

Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung werden grundsÃ¤tzlich als Sach-
oder Dienstleistungen erbracht (Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB V). Eine Kostenerstattung
fÃ¼r selbst beschaffte Leistungen kommt nur unter den Voraussetzungen des Â§ 13
Abs. 3 SGB V in Betracht. Danach hat die Krankenkasse der Versicherten die Kosten
fÃ¼r eine selbstbeschaffte Leistung zu erstatten, wenn sie eine unaufschiebbare
Leistung nicht rechtzeitig erbracht (1. Alternative) oder eine Leistung zu Unrecht
abgelehnt hat (2. Alternative) und dadurch dem Versicherten Kosten fÃ¼r eine
selbst beschaffte Leistung entstanden sind.

Zur 2. Alternative des Â§ 13 Abs. 3 SGB V hat das Bundessozialgericht (BSG) in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung entschieden, dass Kosten fÃ¼r eine selbst beschaffte
Leistung nicht zu erstatten sind, wenn sich ein Versicherter die Leistung besorgt,
ohne zuvor mit der Krankenkasse Kontakt aufzunehmen und deren Entscheidung
abzuwarten (vgl. z.B. BSG vom 19.06.2001, SozR 3-2500 Â§ 28 Nr. 6, BSG vom
15.04.1997 â�� 1 BK 31/96; BSGE 79, 125; BSG vom 10.02.1993, SozR 3-2200 Â§
182 Nr. 15). Das BSG fÃ¼hrt dazu aus, dass in diesem Fall der notwendige
Kausalzusammenhang einer Entstehung der Kosten durch die Ablehnung der
Krankenkasse fehlt. Die KlÃ¤gerin hatte die HÃ¶rgerÃ¤te bereits seit Mai 1999 von
ihren Akustikern erhalten. Eine Ã¼ber den Festbetrag hinausgehende Mehrleistung
wurde jedoch erst von den Akustikern, offensichtlich im Auftrag der KlÃ¤gerin, mit
Schreiben vom 09.09.1999 beantragt, das zusammen mit der ohrenÃ¤rztlichen
Verordnung im September 1999 bei der Beklagten einging. Es fehlt daher an der
notwendigen Antragstellung und Bescheiderteilung vor Inanspruchnahme der
Leistung. Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht darauf berufen, dass eine
Antragstellung entbehrlich gewesen wÃ¤re, weil die ohrenÃ¤rztliche Verordnung
einer HÃ¶rhilfe von Dr. L. vom 12.04.1999 vorlag. Denn in dieser Verordnung wird
ausdrÃ¼cklich nur eine HÃ¶rhilfe auf dem rechten Ohr fÃ¼r notwendig erachtet,
nicht aber eine HÃ¶rgerÃ¤teversorgung beidseits. Die von der KlÃ¤gerin gewÃ¤hlte
beidohrige Versorgung kann nicht getrennt werden in eine "vorher genehmigte"
Versorgung rechts und eine noch nicht genehmigte Versorgung links, da die
HÃ¶rgerÃ¤te gekoppelt sind und auch beide Ã¼ber dieselbe Fernbedienung
gesteuert werden. Die KlÃ¤gerin hÃ¤tte daher Veranlassung gehabt, sich zu dem
Zeitpunkt, zu dem sie sich endgÃ¼ltig fÃ¼r diese beiden HÃ¶rgerÃ¤te entschieden
hatte, d.h. Ende Mai/Anfang Juni 1999 mit einem Antrag an die Beklagte zu wenden.
Anders als die Beklagte meint, ist als Zeitpunkt, zu dem die Leistung beschafft
wurde, nicht die erstmalige Anprobe des HÃ¶rgerÃ¤tes am 11.05.1999
heranzuziehen. Vielmehr ist auf den Zeitpunkt abzustellen, zu dem die Anprobe
abgeschlossen war und sich die KlÃ¤gerin fÃ¼r ein bestimmtes HÃ¶rgerÃ¤t
entschieden hatte. Ausweislich der Karteikarte des Akustikers war dies Ende Mai
1999 erfolgt, wobei die KlÃ¤gerin dann auch die HÃ¶rgerÃ¤te behielt und erst Mitte
September 1999 endgÃ¼ltig die Papiere abholte zur abschlieÃ�enden BestÃ¤tigung
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einer zweckmÃ¤Ã�igen Versorgung durch Dr. L â�¦ Im Ã�brigen hat die Beklagte die
Leistung auch nicht zu Unrecht abgelehnt, was noch auszufÃ¼hren ist.

Auch eine unaufschiebbare Behandlung im Sinne der 1. Alternative des Â§ 13 Abs. 3
SGB V ist nicht gegeben. Ein Notfall im Sinne des Â§ 76 Abs. 1 Satz 2 SGB V lag
nicht vor. Eine unaufschiebbare Behandlung ist nach der Rechtsprechung des BSG
neben dem klassischen Notfall jedoch auch dann gegeben, wenn eine zunÃ¤chst
nicht eilbedÃ¼rftige Behandlung unaufschiebbar wird, wenn mit der AusfÃ¼hrung
so lange gewartet wird, bis die Leistung zwingend erbracht werden muss, damit der
mit ihr angestrebte Erfolg noch erreicht werden kann (BSG vom 25.09.2000, SozR
3-2500 Â§ 13 Nr. 22), sowie in FÃ¤llen von Systemversagen, SystemstÃ¶rungen
oder VersorgungslÃ¼cken (siehe HÃ¶fler in Kasseler Kommentar, Â§ 13 SGB V
Randziffer 26/27). Die Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten war nicht unaufschiebbar im
Sinne des oben genannten Urteils des BSG vom 25.09.2000, da der Erfolg, nÃ¤mlich
eine HÃ¶rverbesserung, auch bei einer Versorgung einige Monate spÃ¤ter hÃ¤tte
erreicht werden kÃ¶nnen. Ein Systemversagen wurde vom BSG u.a. fÃ¼r den Fall
bejaht, dass der Ã¤rztliche Leistungserbringer den Versicherten nicht ausreichend
und rechtzeitig darÃ¼ber aufgeklÃ¤rt hatte, dass er beabsichtigte, ihm eine
Fremdleistung zu verschaffen (SozR 3-2500 Â§ 13 Nr. 12). Ein solcher Fall einer
Falschberatung durch die Akustiker ist jedoch weder behauptet noch belegt. In der
Karteikarte der Akustiker findet sich unter dem 19.05.1999 u.a. der Eintrag "spÃ¤ter
Versuch HÃ¶rgerÃ¤te voll Ã¼ber Krankenkasse abzurechnen". Allein schon das
Wort "Versuch" deutet darauf hin, dass der Akustiker die KlÃ¤gerin nicht im
Unklaren darÃ¼ber gelassen hat, dass eine volle Abrechnung Ã¼ber die
Krankenkasse auf Probleme stoÃ�en kÃ¶nnte. Der KlÃ¤gerin war zudem aufgrund
der HÃ¶rgerÃ¤teversorgung aus dem Jahr 1995, als sie ebenfalls schon ein
HÃ¶rgerÃ¤t oberhalb des Festbetrages erworben hatte, bekannt, dass die
Festbetragsregelung existiert und die Krankenkasse nur bis zu diesem Betrag
Leistungen Ã¼bernimmt. Die KlÃ¤gerin kann sich daher nicht auf Unkenntnis Ã¼ber
die Festbetragsregelung berufen. Die weitere Argumentation, ein HÃ¶rgerÃ¤t zum
Festbetrag, dass die HÃ¶rstÃ¶rung ausreichend ausgleiche, habe Ã¼berhaupt nicht
zur VerfÃ¼gung gestanden, deutet darauf hin, dass eine SystemstÃ¶rung geltend
gemacht wird dergestalt, dass eine entsprechende Leistung im Rahmen der
gesetzlichen Krankenversicherung nicht mÃ¶glich ist. Im Falle einer derartigen
SystemstÃ¶rung ist jedoch ebenfalls zu fordern, dass sich der Versicherte vor der
Leistungsbeschaffung mit der Krankenkasse in Verbindung setzt, da der
Kostenerstattungsanspruch auf die UnfÃ¤higkeit der Krankenkasse, eine
unaufschiebbare Leistung rechtzeitig zu erbringen, gestÃ¼tzt werden muss (vgl.
BSG in SozR 3-2500 Â§ 13 Nr. 22). Wenn die KlÃ¤gerin also der Meinung war, dass
im Wege der Sachleistung ein angemessener Ausgleich der HÃ¶rstÃ¶rung nicht
erbracht werden konnte, hÃ¤tte sie sich zuerst zur Beseitigung dieser
SystemstÃ¶rung an die Beklagte wenden mÃ¼ssen, bevor sie sich selbst die
Leistung verschafft.

Im Ã�brigen hat die Beklagte die Leistung auch nicht zu Unrecht abgelehnt. Nach Â§
27 Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie
notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu
verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern. Dabei umfasst die
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Krankenbehandlung auch die Versorgung mit Hilfsmitteln. Nach Â§ 33 Abs. 1 SGB V
haben Versicherte Anspruch auf Versorgung mit Seh- und HÃ¶rhilfen,
KÃ¶rperersatzstÃ¼cken, orthopÃ¤dischen und anderen Hilfsmitteln, die im Einzelfall
erforderlich sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer
drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Behinderung auszugleichen, soweit
die Hilfsmittel nicht als allgemeine GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens
anzusehen oder nach Â§ 34 Abs. 4 SGB V ausgeschlossen sind. Ist fÃ¼r ein
erforderliches Hilfsmittel ein Festbetrag nach Â§ 36 SGB V festgesetzt, trÃ¤gt die
Krankenkasse die Kosten bis zur HÃ¶he dieses Betrages (Â§ 33 Abs. 2 Satz 1 SGB V
).

Zur Versorgung mit HÃ¶rhilfen wurden von den SpitzenverbÃ¤nden der
Krankenkassen FestbetrÃ¤ge nach Â§ 36 SGB V festgesetzt. Die KlÃ¤gerin hat daher
nur einen Anspruch auf HÃ¶rhilfen in HÃ¶he des Festbetrages, hier der
Festbetragsgruppe 3, und muss die darÃ¼ber hinausgehenden Mehrkosten fÃ¼r
eine "bessere" Versorgung selbst tragen.

Die KlÃ¤gerin argumentiert, eine ausreichende und zweckmÃ¤Ã�ige Versorgung sei
im Rahmen des Festbetrages nicht mÃ¶glich gewesen, weil bei einem GerÃ¤t aus
der Festbetragsversorgung eine VerstÃ¤rkungsreserve nicht gegeben gewesen sei.
Dies kann vom Gericht nicht nachvollzogen werden, da nach der
Begutachtungsanleitung zur apparativen Versorgung bei FunktionsstÃ¶rungen des
Ohres, die vom MDK herausgegeben wird, unter Ziffer 5 ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrt
wird, dass auf eine entsprechende VerstÃ¤rkungsreserve zu achten ist. Wenn dies
mit einem FestbetragsgerÃ¤t der Gruppe 8 nicht mÃ¶glich war, hÃ¤tte
gegebenenfalls auf ein GerÃ¤t einer anderen Festbetragsgruppe zurÃ¼ckgegriffen
werden mÃ¼ssen.

Des Weiteren gibt die KlÃ¤gerin an, dass die Versorgung mit einem
FestbetragsgerÃ¤t nicht ausreichend und zweckmÃ¤Ã�ig gewesen sei, weil die
VerstÃ¤ndlichkeit mit dem von ihr gewÃ¤hlten GerÃ¤t wesentlich hÃ¶her sei. Dem
Anpassbericht ist dabei tatsÃ¤chlich zu entnehmen, dass mit dem GerÃ¤t Siemens
284 PP, das zum Festbetrag angeboten wird, bei einem Nutzschall von 65 dB und
einem StÃ¶rschall von 60 dB bei HÃ¶rgerÃ¤teversorgung rechts nur eine
VerstÃ¤ndlichkeit von 5 % erreicht wird. Dagegen ergab sich mit dem von der
KlÃ¤gerin gewÃ¤hlten HÃ¶rgerÃ¤t eine VerstÃ¤ndlichkeit von 15 %. Eine ebenso
gute VerstÃ¤ndlichkeit liegt jedoch mit dem ebenfalls nicht zum Festbetrag
erhÃ¤ltlichen Bernaphon AF 120 vor und eine noch bessere mit 25 % mit dem
Resound DDP. Bei dem von der KlÃ¤gerin gewÃ¤hlten HÃ¶rgerÃ¤t handelt es sich
also nicht um das einzige, das ihre HÃ¶rstÃ¶rung ausreichend kompensieren kann.
Zudem wurde von der KlÃ¤gerin nur ein FestbetragshÃ¶rgerÃ¤t ausprobiert, sodass
damit nicht feststeht, ob nicht andere FestbetragshÃ¶rgerÃ¤te eine wesentlich
bessere VerstÃ¤ndlichkeit erzielt hÃ¤tten. Das Gericht sah keine Veranlassung, zur
KlÃ¤rung dieser Frage ein HNO-Ã¤rztliches Gutachten einzuholen. Denn Â§ 12 SGB
V, der sich mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot befasst, sagt in seinem Abs. 1 zwar
ausdrÃ¼cklich aus, dass die Leistungen ausreichend zweckmÃ¤Ã�ig und
wirtschaftlich sein mÃ¼ssen und das MaÃ� des Notwendigen nicht Ã¼berschreiten
dÃ¼rfen. Abs. 2 hÃ¤lt jedoch fest, dass fÃ¼r eine Leistung, fÃ¼r die ein Festbetrag
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festgesetzt ist, die Krankenkasse ihre Leistungspflicht mit dem Festbetrag erfÃ¼llt.
In der GesetzesbegrÃ¼ndung zu Â§ 12 Abs. 2 SGB V wird ausgefÃ¼hrt, dass die
Vorschrift festlegt, dass sich die Leistungspflicht der Krankenkassen in den FÃ¤llen,
in denen ein Festbetrag festgesetzt ist, auf die Ã�bernahme dieses Festbetrages
beschrÃ¤nkt. Eine Ã¼ber den Festbetrag hinausgehende Leistungspflicht besteht
auch dann nicht, wenn eine Leistung im Sinne des Abs. 1 durch den Festbetrag im
Einzelfall nicht sichergestellt wird. Auch wenn es also zutrÃ¤fe, dass die
HÃ¶rstÃ¶rung der KlÃ¤gerin durch ein FestbetragshÃ¶rgerÃ¤t nicht ausreichend
ausgeglichen werden kann, hÃ¤tte sie keinen Anspruch auf eine Versorgung Ã¼ber
den Festbetrag hinaus.

Eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht war nicht vorzunehmen. Denn
dieses hat mit Urteil vom 17.12.2002 bereits entschieden, dass das Verfahren der
Festbetragsfestsetzung mit dem Grundgesetz vereinbar ist.

Die Klage war daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 03.05.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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